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Hannover. Es schädigt die Atemwege und
kannHerz-Kreislauf-Krankheiten auslösen:
Stickstoffdioxid. Vor allem Asthmatikern
undAllergikernmacht das ätzende Reizgas
schwer zu schaffen. Auch Pflanzen, Böden
und Grundwasser leiden. Doch die Städte
kommen bei ihrem Mühen für reinere Luft
nur schleppend voran. Jetzt drohen mögli-
cherweise Fahrverbote fürDiesel-Autos und
Lastwagen, die alsHauptverursacher für die
Schadstoffemissionen gelten. In Hannover
denkt das Umweltdezernat schon über ein-
zelne Straßensperren nach.
In der niedersächsischen Landeshaupt-

stadtwurde 2016der zulässige Jahresgrenz-
wert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter
erneut weit überschritten. Ergebnisse im
dreistelligen Bereich sind in der Mess-Sta-
tion ander viel befahrenenGöttingerChaus-
seegeradewährendderRushhour keineSel-
tenheit. Auch Oldenburg, Osnabrück, Hil-
desheim und Hameln rissen wie schon im
Vorjahr die von der EU gesetzte Marke. In
Bremen herrschte ebenfalls dicke Luft: Die
Hansestadt verzeichnete 41 Mikrogramm
Stickdioxid. Bundesweiter Schmutz-Spitzen-
reiter war Stuttgart, dort wurden 82 Mikro-
gramm registriert.
Eine leichte Besserung gegenüber 2015

vermeldet dagegen Andreas Hainsch, der
Leiter des beim Gewerbeaufsichtsamt Hil-
desheim angesiedelten Lufthygienischen
Überwachungssystems, für Göttingen und
Braunschweig. „Die haben 2016 mit genau
40 Mikrogramm eine Punktlandung hinge-
legt.“ Nicht ausgeschlossen sei allerdings,
dass diese beidenStädte in diesemJahrwie-
der in die Sünderliste zurückkehren könn-

ten. Anders als in früheren Jahren bereiten
in Niedersachsen aber Feinstaub und Ozon
keine Probleme mehr.
Die von den Diesel-Abgasen betroffenen

Kommunenarbeitenderzeit anneuen„Luft-
reinhalteplänen“. Denkbar sind diverse
Maßnahmen, umdie Stickstoffdioxid-Belas-
tung an den „Hot Spots“ zu senken: etwa
die Umrüstung der städtischen Busflotten
auf Elektroantrieb oder mehr „grüne Wel-
len“, umdenSchadstoffausstoß beimBrem-
senundBeschleunigen zu vermindern.Aber
auch drastischere Mittel sind im Gespräch:
Fahrverbote, das partielle Sperren von
Strecken, eine City-Maut. Hannovers Um-
weltdezernat berechnet bereits,wie undwo-
hin der Ausweichverkehr fließen würde,
wenn man die enge, vierspurige Marien-
straße amRande des Zentrums dichtmacht.
VongenerellenFahrverbotenhältNieder-

sachsens grüner Umweltminister Stefan
Wenzel nicht viel. „Das ist nicht zielfüh-
rend.“ Der Ressortchef setzt vielmehr auf
Investitionen in eine technische Reduktion
von Schadstoffen und fordert vom Bund
dafür jährlich eine halbeMilliardeEuro För-
dermittel. Damit könnten die Kommunen
ihre Busse modernisieren, Carsharing-Pro-
jekte vorantreiben und Taxi-Unternehmen
zum Umstieg auf Elektro- oder zumindest
Hybrid-Autos bewegen.

Letztes Mittel: Blaue Plakette
Sollte dies alles nichts fruchten, kommt für
Wenzel als letztes Mittel freilich auch eine
„blaue Plakette“ in Betracht, die nur noch
saubereDiesel-FahrzeugenachderEuro-6-
Norm in die städtischen Umweltzonen hin-
einlassen würde. Sein in Niedersachsen für
Verkehr zuständiger SPD-Kabinettskollege
Olaf Lies lehntwieBundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU) den neuen Auf-
kleber allerdings kategorisch ab. „Über alle
anderen klugenVorschläge könnenwir im-
mer gern reden“, betont ein Lies-Sprecher.
Wenzel mahnt derweil die große Koalition
inBerlin, sich endlich auf geeignete Schritte
zu einigen und das wichtige Thema nicht
über die Bundestagswahl im September zu
verschleppen. „Der Bund darf die Kommu-
nen bei der Lösung der Probleme nicht im
Stich lassen.“
Die Zeit drängt. Zwar ist Niedersachsen

laut Umweltministerium dank einer Frist-
verlängerung nicht wie Bremen, Hamburg,
Hessen oder Baden-Württemberg vom lau-
fenden Vertragsverletzungsverfahren der
EU-Kommission gegenDeutschlandbetrof-
fen. ErfolgreicheKlagenvonbetroffenenAn-
wohnernundUmweltorganisationengegen
die gesundheitsschädliche Luft sind aber
nicht ausgeschlossen. Das Verwaltungs-
gerichtDüsseldorf hat jüngst die nordrhein-
westfälische Hauptstadt verdonnert, ange-
sichts der hohen Stickdioxid-Verschmut-
zung auchdie Einführung vonStreckenver-
boten zu prüfen. Das Urteil ist allerdings
noch nicht rechtskräftig.

Diesel-Autos
drohen Fahrverbote
Umweltdezernat denkt über Straßensperren nach
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Die Mess-Station an der viel befahrenen Göttin-
ger Chaussee. FOTO: PETER MLODOCH

Nach einem Wasserschaden und
fünf Wochen Zwangspause kann
die Seehundstation in Norden-

Norddeich wieder Besucher empfan-
gen. Die Renovierungsarbeiten seien
nach einem aufwendigen Trocknungs-
prozess fast abgeschlossen, sagte Sta-

tionsleiter Peter Lienau am Donnerstag.
Derzeit werden 21 Seehund-Jungtiere
und vier junge Kegelrobben in der An-
lage aufgepäppelt. Jährlich kommen
zwischen 80 und 150 verwaiste Seehun-
de und vereinzelte Kegelrobben in die
Anlage.

Warten auf Besuch
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Die Unis sind bei Plagiaten wachsam
Software soll Betrügereien aufspüren – Hochschulen setzen zunehmend auf Prävention
von PEER KÖRnER

Hannover. An den niedersächsischen Uni-
versitäten fallen nur wenige Studenten mit
Plagiaten auf. Doch ab und an wird Fehl-
verhalten bei Semester-, Bachelor- oder
Masterarbeiten entdeckt, auchDoktorarbei-
ten oder eine Habilitation können betroffen
sein.Nach einerUmfragenutzenHochschu-
len entsprechendeSoftware, doch vor allem
setzen sie auf Betreuung und Prävention.
Das Wissenschaftsministerium hat 2014

mit denHochschulenneueLeitlinien zur Pro-
motion verankert. Sie sollen hoheQualitäts-
standards und eine gute Begleitung sicher-
stellen. „Mit den Leitlinienwerden eine hö-
here Transparenz und Verbindlichkeit der
Promotionsverfahren garantiert“, sagteMi-
nisteriumssprecher JanHaude inHannover.
Nach einer Ergänzung des Niedersächsi-
schenHochschulgesetzes könnendieHoch-
schulen von Prüflingen zudem seit Anfang
2016 eine Versicherung an Eides statt ver-
langen, dass die Leistung selbstständig und
ohneunzulässige fremdeHilfe erbrachtwur-
de. Zur zahlenmäßigen Entwicklung von
Plagiatsfällen liegen keine Informationen
vor.
„Im Bereich Promotionen ist in den letz-

ten zwei Jahren an der Leibniz Universität
kein Fall vonAberkennungbekannt“, sagte
Sprecherin Mechtild von Münchhausen in
Hannover. Die Uni lege besonderes Augen-
merk auf die Betreuung. Von der öffentli-
chen Diskussion sensibilisiert, wurde 2012
einePlagiatssoftware angeschafft.DieQua-
lität der Doktorandenausbildung sei schon
zuvor im Fokus gewesen. Der Uni gehe es
nicht um „Erwischen“, sondern um „Ver-
hindern“, betonte von Münchhausen. Bei
Bachelor- und Masterarbeiten nutzten die
meisten Lehrenden die zur Verfügung ge-
stellten Programme bei Verdachtsfällen, ei-
nige überprüften systematisch alle einge-
reichten Arbeiten. „Daten zur Nutzung lie-
gen uns jedoch nicht vor und werden von
den Fakultäten nicht erhoben.“

„In den letzten zwei Jahrenhattenwir kei-
ne Plagiatsfälle im Bereich von Dissertatio-
nen“, sagte Leuphana-Sprecher Henning
Zühlsdorff in Lüneburg. „Wir sorgen zudem
im sogenannten teilstrukturierten Promo-
tionsstudium ohnehin für eine intensive
Betreuung des akademischen Nachwuch-
ses.“ BeiHausarbeiten sowie Bachelor- und
Master-Arbeiten sei es vereinzelt zu Plagi-
atsversuchengekommen, eineZunahme sei
nicht zu beobachten. Den Prüfern steht eine
Plagiatssoftware zur Verfügung.
An der Universität Osnabrück gab es von

2012 bis 2016 insgesamt elf gemeldete Ver-
dachtsfälle von sogenanntemwissenschaft-
lichen Fehlverhalten, sagte Pressesprecher
Utz Lederbogen. Daraus ergaben sich zwei
bestätigte Fälle bei einerHabilitationsschrift
und einer Promotion. Wenn Prüfer bei
Bachelor- oder Masterarbeiten einen Ver-
dacht haben, können sie eine uniinterne
Software einsetzen. „DieseMöglichkeitwird
konsequent genutzt“, so Lederbogen. Sehr
wichtig seien der Universität Präventions-
maßnahmen, betonte auch er. „JederDozent
undPrüfer ist angehalten, seinenStudieren-
denEmpfehlungen zur Sicherungguterwis-
senschaftlicher Praxis zu geben.“ Bereits
1999 habe der Senat Richtlinien herausge-

geben, Seminare zum Themawerden jedes
Jahr angeboten.
„An der TU Braunschweig nutzen wir in

allen Fakultäten die Software Docoloc, um
Plagiate bei Bachelor- und Masterarbeiten
sowie Promotionen aufzuspüren“, sagte
SprecherinElisabethHoffmann.Die Studie-
renden müssten vor der Abgabe eine ent-
sprechendeEinverständniserklärungunter-
zeichnen,wüssten alsoBescheid. Prüferwür-
den über die Software hinaus auch persön-
lich schauen, ob tatsächlich ein Plagiat vor-
liege oder vielleicht etwa nur länger zitiert
wurde. Zahlen, wie oft insgesamt Plagiate
vorkommen, werden nicht erfasst.
„In den vergangenen vier Jahrenwurden

inBremenzweimalPromotionenaberkannt“,
sagteUniversitätssprecher EberhardScholz.
Es habe in den vergangenen Jahren keinen
Anstieg gegeben. „Wir setzen jeweils auf
fachspezifische Prüfungssoftware.“ Bei
Semester- und Abschlussarbeiten wie Ba-
chelor und Master gebe es keine zentrale
Erfassung. „Aber auch dort setzen zahl-
reiche Hochschullehrer Prüfungssoftware
ein.“ Schon in den Einführungsveranstal-
tungen werde ausdrücklich auf das Verbot
von Täuschungsversuchen und Plagiaten
hingewiesen.

Blick in das Audimax
der Leibniz Universi-
tät Hannover, die
nach eigenen Anga-
ben besonderes Au-
genmerk auf die Be-
treuung der
Studierenden legt.
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Kontrollgremium nimmt Arbeit auf
Rehburg.Nachder erstenEntweichung aus
demniedersächsischenMaßregelvollzug in
diesem Jahr ist der entkommene Straftäter
weiter auf der Flucht. Es gebe keine Spur
von dem28-Jährigen, sagte ein Polizeispre-
cher amDonnerstag.Der unter anderemwe-
gengefährlicherKörperverletzungverurteil-
te Mann war amMittwoch aus demMaßre-
gelvollzug inRehburg (LandkreisNienburg)
entwichen. Wegen einer Suchterkrankung
war er dort und nicht im Gefängnis unter-
gebracht.
In den Jahren 2015 und 2016 waren nach

Angaben des Sozialministeriums jeweils 15
Personen aus dem Maßregelvollzug entwi-
chen.DieBetreffendenhätten zumeistVoll-
zugslockerungen genutzt, um zu entkom-
men, sagte eine Sprecherin. Alle Entwiche-
nen wurden wieder gefasst.
Massive Kritik an den Lockerungen hatte

es gegeben, nachdem ein Patient des Maß-
regelvollzugs in Rehburg während eines
Ausgangs imApril 2015 eine 23-Jährige ge-
tötet haben soll. DerMordprozess läuft der-
zeit vor dem Landgericht Verden. 2016 war
unter denEntkommenenauch ein verurteil-
ter Mörder, der sich bei einemAusgang aus
dem Maßregelvollzug in Moringen (Land-
kreis Northeim) absetzte.
SozialministerinCornelia Rundt (SPD) hat-

te nachweiterenEntweichungenMitte 2016
Reformen im Lockerungs-System und die
Einrichtung einer zusätzlichen Kontrollin-
stanz angekündigt. Sie solle die von Gut-
achtern empfohlenen Lockerungen für
Schwerverbrecher imMaßregelvollzugprü-
fen und auch ablehnen können. Das Gre-
mium werde seine Arbeit in Kürze aufneh-
men, sagte ein Ministeriumssprecher.
Auch der jetzt in Rehburg entkommene

28-Jährige hatte Lockerungen erhalten. So
durfte er in begleiteten Gruppen das An-
staltsgebäude verlassen. AmMittwoch hat-
te er Dreckwäsche in den Keller gebracht.
Er nutzte dies, um durch eine Rettungstür
zu entkommen.

Straftäter
weiter flüchtig

AUSZUGSDRUCKER ALS URINAL

TERRORVERDÄCHTIGE

FLÜCHTLINGSUNTERKUNFT

Fahndung nach obdachlosem

Ermittler werten Geräte aus

Razzia mit Drogenspürhunden

Celle. Nach der Pinkelattacke auf einen
Kontoauszugsdrucker in einer Celler Bank-
filiale fahndet die Polizei nach einem amts-
bekannten Obdachlosen. Der gesuchte
41-Jährige sei nochnicht gefundenworden,
so die Polizei amDonnerstag.DerMannhat-
te den Drucker abends als Urinal miss-
braucht und dadurch zerstört. Polizisten er-
kannten den Mann auf der Videoaufzeich-
nung aus dem Bankvorraum, der Grund für
sein Tun ist offen. Der Schaden wegen des
erforderlichenAustausches desDruckers be-
laufe sich auf 5500 Euro, sagte die Spreche-
rin der Sparkasse Celle. Ab und zu komme
es zuVandalismus in denSelbstbedienungs-
bereichen der Filialen. „Aber so ein Fall ist
uns noch nicht untergekommen.“

Göttingen. EineWoche nach der Festnahme
von zwei Terrorverdächtigen inGöttingen ist
die nähere Zukunft der Männer noch offen.
Eswerdeweiter geprüft, ob der 22 Jahre alte
Nigerianer und der 27-jährige Algerier ab-
geschoben werden sollen, sagte ein Polizei-
sprecher in Göttingen am Donnerstag. Die
Auswertung der sichergestellten elektroni-
schenGeräte und Speichermedien sowie die
Untersuchung der beschlagnahmtenWaffen
seien noch nicht abgeschlossen. Die Polizei
hatte die Verdächtigen am Donnerstag ver-
gangenerWochebei einerGroßrazzia inGöt-
tingen festgenommen. Sie sollen einen Ter-
roranschlag geplant haben.

Celle.Etwahundert BeamtehabenamDon-
nerstag in Celle eine Flüchtlingsunterkunft
in einer ehemaligen Kaserne umstellt und
durchsucht. Ziel derAktionwar es, fünfHaft-
befehle wegen einer geplanten Abschie-
bung und eine Durchsuchung zu vollstre-
cken, sagte eine Sprecherin der Polizei. Den
angetroffenen Personen droht nun die Ab-
schiebung in ihr Heimatland. Zusätzlich
wurde bei zehn weiteren gesuchten Men-
schen der Aufenthaltsort ermittelt und an
die zuständigen Behörden weitergegeben.
Bei der Durchsuchung fanden die Beamten
mithilfe von Drogenspürhunden geringe
Mengen Betäubungsmittel.
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Hannover. Das Amtsgericht Hannover hat
einenAsylbewerber zu einemJahr undneun
Monaten Haft ohne Bewährung verurteilt,
weil er unter vier falschen Identitäten Geld
kassiert hat.
Wie das Gericht am Donnerstag urteilte,

stellte der 28-Jährige bei vier Städten unter
erfundenenNamen Asylanträge und bezog
zu Unrecht Unterstützung in Höhe von
33500 Euro. Von drei weiteren ihm vorge-
worfenenTatenwurdederMann freigespro-
chen. Das Gericht hielt dem Mann in der
Urteilsbegründungnicht nur den für dieAll-
gemeinheit angerichtetenGeldschadenvor.
Außerdemhabe er anderenFlüchtlingenmit
seinem Verhalten das Leben schwer ge-
macht, weil die Kommunen unnötigerweise
Wohnraum für die erfundenen Asylbewer-
ber bereitstellen mussten.
In einem ähnlichen Fall hatte das Gericht

vor Kurzem bereits einen Asylbewerber zu
einem Jahr und neun Monaten Haft auf
Bewährung verurteilt. Zudem muss der
25-jährige Sudanese 200 Stunden gemein-
nützige Arbeit leisten Der Mann hatte ge-
standen, mit Mehrfachidentitäten 21700
Euro ergaunert zu haben. Er habe mit dem
Geld seine erkrankten Eltern in der Heimat
unterstützen wollen und dazu bei den Be-
hörden in mehreren Städten verschiedene
Identitäten angegeben, hatte der 25-Jähri-
ge im Prozess über seinen Anwalt erklären
lassen.
Der Prozess war der erste in Niedersach-

sen nach Bekanntwerden von mehr als 300
Verdachtsfällen, in denen sich Flüchtlinge
Unterstützung mit Mehrfachidentitäten er-
schlichen haben sollen. Laut Innenministe-
rium hat es in Niedersachsen flächende-
ckend solche Fälle gegeben. Der Gesamt-
schaden wird auf mehrere Millionen Euro
geschätzt. Wie viele genau, wisse er nicht,
hatteBoris Pistorius imLandtaggesagt.Nach
seinemKenntnisstandgebe es keinBundes-
land, das eine Statistik über Verdachtsfälle
von Sozialleistungsbetrug führe, so Innen-
minister Pistorius weiter.

Asylbewerber
zu Haft verurteilt
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WAHL-WIEDERHOLUNG
648 Hamelner aufgerufen
Hameln. Ein Teil der Kommunalwahl 2016
inHamelnwird amSonntagwiederholt.Nach
einer Panne bei der Wahl am 11. September
hatte der neue Stadtrat beschlossen, dass die
Bürger imBezirk 22noch einmal in dieWahl-
kabinen gerufenwerden. Auf den Stimmzet-
teln des Bezirks war damals die AfD fälsch-
licherweise nicht aufgeführt gewesen. Theo-
retisch könnte die AfD nach der Wahlwie-
derholung nun einen Sitz im Rat hinzuge-
winnen. Wahlberechtigt sind 648 Bürgerin-
nenundBürger.Die Stadtverwaltung rechne
mit einer eher geringen Wahlbeteiligung,
sagte ein Sprecher am Donnerstag. Darauf
lasse auch das bisher kaum vorhandene In-
teresse an der Briefwahl schließen. DPA


